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Gesetz
zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes,

des Landesgleichstellungsgesetzes und des Gesetzes
zur Reform des Verfassungsschutzes im Land Berlin

Vom 29. Juni 2004

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Änderung des Personalvertretungsgesetzes

Das Personalvertretungsgesetz in der Fassung vom 14. Juli 1994
(GVBl. S. 337, 1995 S. 24), zuletzt geändert durch Artikel II § 3
des Gesetzes vom 24. Juni 2004 (GVBl. S. 256), wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 31 Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt:

„Die Sätze 2 und 3 finden auf Sitzungen des Personalrats der
Verfassungsschutzabteilung bei der Senatsverwaltung für Inne-
res keine Anwendung.“

2. In § 34 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Im Bereich der Verfassungsschutzabteilung bei der Senats-
verwaltung für Inneres findet in den Fällen des Satzes 2 eine
Beteiligung der Gewerkschaften nicht statt.“

3. In § 46 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Absätze 2 und 3 Satz 3 und 4 finden auf Personal-
versammlungen der Verfassungsschutzabteilung bei der Senats-
verwaltung für Inneres keine Anwendung.“
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4. In § 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Verfas-
sungsschutzabteilung“ die Worte „bei der Senatsverwaltung für
Inneres“ eingefügt.

5. § 92a erhält folgende Fassung:

„§ 92a

Behandlung von Verschlusssachen
der Verfassungsschutzbehörde

(1) Der Personalrat der Verfassungsschutzabteilung bei der
Senatsverwaltung für Inneres ist in Angelegenheiten nach Ab-
schnitt VI insgesamt zu beteiligen, soweit seine Mitglieder
nach den dafür geltenden Bestimmungen ermächtigt sind,
Kenntnis von Verschlusssachen des in Betracht kommenden
Geheimhaltungsgrades zu erhalten. Er hat für die Beteiligung
aus seiner Mitte einen Ausschuss zu bilden, wenn die Ermäch-
tigung aller Mitglieder nicht zustande kommt. Für die Mitglie-
der des Ausschusses gelten Satz 1 und § 29 Abs. 1 Satz 2 ent-
sprechend. § 11 Satz 2 findet für die Mitglieder des Ausschus-
ses keine Anwendung.

(2) In den in Absatz 1 genannten Angelegenheiten sind § 30
Abs. 3, 4. Alternative (Schwerbehindertenvertretung) und 5. Al-
ternative (Jugend- und Auszubildendenvertretungen), § 31
Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie die §§ 35 und 36
nicht anzuwenden; in den Fällen des § 34 Abs. 1 Satz 2 findet
eine Beteiligung der Gewerkschaften nicht statt. Diese Angele-
genheiten werden in der Personalversammlung nicht behandelt.

(3) Im Verfahren nach § 80 gelten für den Hauptpersonalrat
die Absätze 1 und 2 entsprechend.

(4) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle und die Betei-
ligten nach den §§ 81 bis 83 gilt Absatz 1 entsprechend. § 83
Abs. 1 Satz 3 ist nicht anzuwenden. Kommt die Ermächtigung
aller Mitglieder der Einigungsstelle nicht zustande, tritt an ihre
Stelle ein Gremium, das aus dem unparteiischen Vorsitzenden
der Einigungsstelle und zwei Beisitzern besteht. Ein Beisitzer
wird von der Senatsverwaltung für Inneres auf Vorschlag des
Hauptpersonalrats bestellt. Der weitere Beisitzer wird ebenfalls
von der Senatsverwaltung für Inneres bestellt; er soll Dienst-
kraft dieser Verwaltung sein. Absatz 1 gilt entsprechend.

(5) Der Leiter der Dienststelle kann anordnen, dass in den
Fällen des Absatzes 1 dem Personalrat, dem Hauptpersonalrat
und der Einigungsstelle Unterlagen nicht vorgelegt und Aus-
künfte nicht erteilt werden dürfen, soweit dies zur Vermeidung
von Nachteilen für das Wohl der Bundesrepublik Deutschland
oder eines ihrer Länder oder auf Grund internationaler Ver-
pflichtungen geboten ist. Im Verfahren nach § 91 sind die ge-
setzlichen Voraussetzungen für die Anordnung glaubhaft zu
machen.

(6) Der Leiter der Dienststelle kann bestimmen, dass Dienst-
kräfte, bei denen dies wegen ihrer dienstlichen Aufgabe drin-
gend geboten ist, nicht an Personalversammlungen teilneh-
men.“

6. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) Nummer 5 erhält folgende Fassung:

„5. bei der Polizeibehörde

a) die Behördenleitung,

b) jede örtliche Direktion,
c) die Direktion Zentrale Aufgaben,

d) das Landeskriminalamt und

e) die Zentrale Serviceeinheit,“.

b) In Nummer 18 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.

c) Es wird folgende Nummer 19 angefügt:

„19. die Verfassungsschutzabteilung bei der Senatsverwal-
tung für Inneres.“

Artikel II

Änderung des Landesgleichstellungsgesetzes

§ 17 Abs. 7 des Landesgleichstellungsgesetzes in der Fassung
vom 6. September 2002 (GVBl. S. 280), das durch § 8 des Geset-

zes vom 9. Dezember 2003 (GVBl. S. 589) geändert worden ist, er-
hält folgende Fassung:

„(7) Die Vorschriften des § 92a Abs. 1 des Personalvertretungs-
gesetzes in der Fassung vom 14. Juli 1994 (GVBl. S. 337, 1995
S. 24), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 29. Juni 2004
(GVBl. S. 261) geändert worden ist, über die Behandlung der Ver-
schlusssachen der Verfassungsschutzbehörde gelten für die Frauen-
vertreterin der Verfassungsschutzabteilung bei der Senatsverwal-
tung für Inneres entsprechend.“

Artikel III

Änderung des Gesetzes zur Reform
des Verfassungsschutzes im Land Berlin

Artikel XII § 1 des Gesetzes zur Reform des Verfassungsschut-
zes im Land Berlin vom 30. November 2000 (GVBl. S. 495) wird
aufgehoben.

Artikel IV

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 1

Übergangsvorschrift für die Polizeibehörde

(1) Hat vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bei der Polizeibehörde
in ihrer seit dem 1. Juli 2003 bestehenden Gliederungsstruktur eine
Personalratswahl stattgefunden, so findet § 24 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5
des Personalvertretungsgesetzes dann keine Anwendung, wenn
sich die Bezeichnung der Gliederungseinheit in der Anlage zum
Personalvertretungsgesetz geändert hat.

(2) Absatz 1 ist auf § 16a Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 letzte Alternative
des Landesgleichstellungsgesetzes entsprechend anzuwenden.

§ 2

Übergangsvorschrift für die Verfassungsschutzbehörde

(1) Die Amtszeit des bei den regelmäßigen Personalratswahlen
im Jahre 2000 gewählten Personalrats des ehemaligen Landesamtes
für Verfassungsschutz wird längstens bis zur konstituierenden Sit-
zung des bei den regelmäßigen Personalratswahlen im Jahre 2004
zu wählenden Personalrats der Senatsverwaltung für Inneres ver-
längert. Der Personalrat nimmt die Aufgaben des Personalrats der
Dienstkräfte des ehemaligen Landesamtes für Verfassungsschutz
und der neu gebildeten Verfassungsschutzabteilung bei der Senats-
verwaltung für Inneres wahr.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Frauenvertreterin.

§ 3

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Die Senatsverwaltung für Inneres wird ermächtigt, das Personal-
vertretungsgesetz in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an gel-
tenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

§ 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Gesetz
zur Neuordnung des Berliner Disziplinarrechts

Vom 29. Juni 2004 

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Disziplinargesetz (DiszG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Persönlicher Geltungsbereich

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich

§ 3 Ergänzende Anwendung des Gesetzes über das Verfahren
der Berliner Verwaltung und der Verwaltungsgerichtsord-
nung

§ 4 Gebot der Beschleunigung

Teil 2
Disziplinarmaßnahmen

§ 5 Arten der Disziplinarmaßnahmen

§ 6 Verweis

§ 7 Geldbuße

§ 8 Kürzung der Dienstbezüge

§ 9 Zurückstufung

§ 10 Entfernung aus dem Beamtenverhältnis

§ 11 Kürzung des Ruhegehalts

§ 12 Aberkennung des Ruhegehalts

§ 13 Bemessung der Disziplinarmaßnahme

§ 14 Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach Straf- oder
Bußgeldverfahren

§ 15 Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs

§ 16 Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personalakte

Teil 3
Behördliches Disziplinarverfahren

K a p i t e l  1

Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung

§ 17 Einleitung von Amts wegen

§ 18 Einleitung auf Antrag der Beamtin oder des Beamten

§ 19 Ausdehnung und Beschränkung

K a p i t e l  2

Durchführung

§ 20 Unterrichtung, Belehrung und Anhörung der Beamtin oder
des Beamten

§ 21 Pflicht zur Durchführung von Ermittlungen, Ausnahmen

§ 22 Zusammentreffen von Disziplinarverfahren mit Strafverfah-
ren oder anderen Verfahren, Aussetzung

§ 23 Bindung an tatsächliche Feststellungen aus Strafverfahren
oder anderen Verfahren

§ 24 Beweiserhebung

§ 25 Zeuginnen und Zeugen, Sachverständige

§ 26 Herausgabe von Unterlagen

§ 27 Beschlagnahmen und Durchsuchungen

§ 28 Protokoll

§ 29 Innerdienstliche Informationen

§ 30 Abschließende Anhörung

§ 31 Abgabe des Disziplinarverfahrens

K a p i t e l  3

Abschlussentscheidung

§ 32 Einstellungsverfügung

§ 33 Disziplinarverfügung

§ 34 Erhebung der Disziplinarklage

§ 35 Grenzen der erneuten Ausübung der Disziplinarbefugnisse

§ 36 Verfahren bei nachträglicher Entscheidung im Straf- oder
Bußgeldverfahren

§ 37 Kostentragungspflicht

K a p i t e l  4

Vorläufige Dienstenthebung
und Einbehaltung von Bezügen

§ 38 Zulässigkeit

§ 39 Rechtswirkungen

§ 40 Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Beträge

Teil 4
Gerichtliches Disziplinarverfahren

§ 41 Anwendung des Bundesdisziplinargesetzes

§ 42 Ausschluss des Vorverfahrens

§ 43 Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisitzer für die Dis-
ziplinarsachen des Landes Berlin und des Bundes

Teil 5
Unterhaltsbeitrag, Unterhaltsleistung und Begnadigung

§ 44 Unterhaltsbeitrag bei Entfernung aus dem Beamtenverhält-
nis oder bei Aberkennung des Ruhegehalts

§ 45 Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung von Straf-
taten

§ 46 Begnadigung

Teil 6
Besondere Bestimmungen für einzelne Beamtengruppen
und für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte

§ 47 Beamtinnen und Beamte der Polizeibehörde, des Justiz-
dienstes sowie der für Bildung, Jugend und Sport zustän-
digen Senatsverwaltung

§ 48 Ausübung der Disziplinarbefugnisse bei Ruhestandsbeam-
tinnen und Ruhestandsbeamten

Teil 7
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 49 Übergangsbestimmungen

§ 50 Verwaltungsvorschriften
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Teil 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für Beamtinnen und Beamte sowie Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestandsbeamte im Sinne des Landesbeamten-
gesetzes. Frühere Beamtinnen und Beamte, die Unterhaltsbeiträge
nach den Bestimmungen des Beamtenversorgungsgesetzes oder ent-
sprechender früherer Regelungen beziehen, gelten bis zum Ende die-
ses Bezuges als Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, ihre
Bezüge als Ruhegehalt.

§ 2

Sachlicher Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die

1. von Beamtinnen und Beamten während ihres Beamtenverhält-
nisses begangenen Dienstvergehen (§ 40 Abs. 1 des Landes-
beamtengesetzes) und

2. von Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten

a) während ihres Beamtenverhältnisses begangenen Dienstver-
gehen (§ 40 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes) und

b) nach Eintritt in den Ruhestand begangenen als Dienstverge-
hen geltenden Handlungen (§ 40 Abs. 2 des Landesbeamten-
gesetzes).

(2) Für Beamtinnen und Beamte oder Ruhestandsbeamtinnen und
Ruhestandsbeamte, die früher in einem anderen Dienstverhältnis als
Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, Berufssoldatin-
nen und Berufssoldaten oder Soldatinnen und Soldaten auf Zeit ge-
standen haben, gilt dieses Gesetz auch wegen solcher Dienstverge-
hen, die sie in dem früheren Dienstverhältnis oder als Versorgungs-
berechtigte aus einem solchen Dienstverhältnis begangen haben;
auch bei den aus einem solchen Dienstverhältnis Ausgeschiedenen
und Entlassenen gelten Handlungen, die in § 40 Abs. 2 des Landes-
beamtengesetzes bezeichnet sind, als Dienstvergehen. Ein Wechsel
des Dienstherrn steht der Anwendung dieses Gesetzes nicht entge-
gen.

(3) Für Beamtinnen und Beamte, die Wehrdienst im Rahmen einer
Wehrübung (§ 6 des Wehrpflichtgesetzes) oder einer besonderen
Auslandsverwendung (§ 6a des Wehrpflichtgesetzes) leisten, gilt
dieses Gesetz auch wegen solcher Dienstvergehen, die während des
Wehrdienstes begangen wurden, wenn das Verhalten sowohl solda-
tenrechtlich als auch beamtenrechtlich ein Dienstvergehen darstellt.

(4) Ist eine höhere Dienstvorgesetzte oder ein höherer Dienstvor-
gesetzter nicht vorhanden, werden die nach diesem Gesetz der oder
dem höheren Dienstvorgesetzten eigenständig zustehenden Befug-
nisse durch die oberste Dienstbehörde, im Bereich der Bezirksver-
waltungen durch das Bezirksamt ausgeübt. Soweit Befugnisse auf
nachgeordnete Dienstvorgesetzte übertragen werden können, gilt
dies entsprechend für die Übertragung auf Dienstbehörden.

§ 3

Ergänzende Anwendung des Gesetzes über das Verfahren
der Berliner Verwaltung und der Verwaltungsgerichtsordnung

Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die Bestimmungen des Geset-
zes über das Verfahren der Berliner Verwaltung und der Verwal-
tungsgerichtsordnung entsprechend anzuwenden, soweit sie nicht zu
den Bestimmungen dieses Gesetzes in Widerspruch stehen oder so-
weit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist.

§ 4

Gebot der Beschleunigung 

Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzuführen.

Teil 2
Disziplinarmaßnahmen

§ 5

Arten der Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen gegen Beamtinnen und Beamte sind:

1. Verweis (§ 6),

2. Geldbuße (§ 7),

3. Kürzung der Dienstbezüge (§ 8),

4. Zurückstufung (§ 9) und

5. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis (§ 10).

(2) Disziplinarmaßnahmen gegen Ruhestandsbeamtinnen und Ru-
hestandsbeamte sind:

1. Kürzung des Ruhegehalts (§ 11) und

2. Aberkennung des Ruhegehalts (§ 12).

(3) Bei Beamtinnen und Beamten auf Probe und auf Widerruf kön-
nen nur Verweise erteilt und Geldbußen auferlegt werden. Für die
Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf Probe und auf Wider-
ruf wegen eines Dienstvergehens gelten § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und
Abs. 4 sowie § 68 des Landesbeamtengesetzes.

§ 6

Verweis

Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten Verhaltens
der Beamtin oder des Beamten. Missbilligende Äußerungen (Zu-
rechtweisungen, Ermahnungen oder Rügen), die nicht ausdrücklich
als Verweis bezeichnet werden, sind keine Disziplinarmaßnahmen.

§ 7

Geldbuße

Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen Dienst- oder An-
wärterbezüge der Beamtin oder des Beamten auferlegt werden. Hat
die Beamtin oder der Beamte keine Dienst- oder Anwärterbezüge,
darf die Geldbuße bis zu dem Betrag von 500 Euro auferlegt werden.

§ 8

Kürzung der Dienstbezüge

(1) Die Kürzung der Dienstbezüge ist die bruchteilmäßige Ver-
minderung der monatlichen Dienstbezüge der Beamtin oder des Be-
amten um höchstens ein Fünftel auf längstens drei Jahre. Sie er-
streckt sich auf alle Ämter, die die Beamtin oder der Beamte bei Ein-
tritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung innehat. Hat die Beam-
tin oder der Beamte aus einem früheren öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis einen Versorgungsanspruch erworben, bleibt dieser
von der Kürzung der Dienstbezüge unberührt.

(2) Die Kürzung der Dienstbezüge beginnt mit dem Kalendermo-
nat, der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt.
Tritt die Beamtin oder der Beamte vor Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung in den Ruhestand, gilt eine entsprechende Kür-
zung des Ruhegehalts (§ 11) als festgesetzt. Tritt die Beamtin oder
der Beamte während der Dauer der Kürzung der Dienstbezüge in den
Ruhestand, wird ihr oder sein Ruhegehalt entsprechend wie die
Dienstbezüge für denselben Zeitraum gekürzt. Sterbegeld sowie
Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.

(3) Die Kürzung der Dienstbezüge wird gehemmt, solange die Be-
amtin oder der Beamte ohne Dienstbezüge beurlaubt ist. Sie oder er
kann jedoch für die Dauer ihrer oder seiner Beurlaubung den Kür-
zungsbetrag monatlich vorab an den Dienstherrn entrichten; die
Dauer der Kürzung der Dienstbezüge nach der Beendigung der Be-
urlaubung verringert sich entsprechend.

(4) Solange ihre oder seine Dienstbezüge gekürzt werden, darf die
Beamtin oder der Beamte nicht befördert werden. Der Zeitraum
kann in der Entscheidung abgekürzt werden, sofern dies im Hinblick
auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.

(5) Die Rechtsfolgen der Kürzung der Dienstbezüge erstrecken
sich auch auf ein neues Beamtenverhältnis. Hierbei steht bei Anwen-
dung des Absatzes 4 die Einstellung oder Anstellung in einem höhe-
ren als dem bisherigen Amt der Beförderung gleich.
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§ 9

Zurückstufung

(1) Die Zurückstufung ist die Versetzung der Beamtin oder des
Beamten in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrund-
gehalt. Die Beamtin oder der Beamte verliert alle Rechte aus dem
bisherigen Amt einschließlich der damit verbundenen Dienstbezüge
und der Befugnis, die bisherige Amtsbezeichnung zu führen. Soweit
in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, enden mit der Zu-
rückstufung auch die Ehrenämter und die Nebentätigkeiten, die die
Beamtin oder der Beamte im Zusammenhang mit dem bisherigen
Amt oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des
Dienstvorgesetzten übernommen hat.

(2) Die Dienstbezüge aus dem neuen Amt werden von dem Kalen-
dermonat an gezahlt, der dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung folgt. Tritt die Beamtin oder der Beamte vor Eintritt der
Unanfechtbarkeit der Entscheidung in den Ruhestand, erhält sie oder
er Versorgungsbezüge nach der in der Entscheidung bestimmten Be-
soldungsgruppe.

(3) Die Beamtin oder der Beamte darf frühestens fünf Jahre nach
Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung befördert werden.
Der Zeitraum kann in der Entscheidung verkürzt werden, sofern dies
im Hinblick auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.

(4) Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken sich auch auf
ein neues Beamtenverhältnis. Hierbei steht im Hinblick auf Absatz 3
die Einstellung oder Anstellung in einem höheren Amt als dem, in
welches die Beamtin oder der Beamte zurückgestuft wurde, der Be-
förderung gleich.

§ 10

Entfernung aus dem Beamtenverhältnis

(1) Mit der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis endet das
Dienstverhältnis. Die Beamtin oder der Beamte verliert den An-
spruch auf Dienstbezüge und Versorgung sowie die Befugnis, die
Amtsbezeichnung und die im Zusammenhang mit dem Amt verlie-
henen Titel zu führen und die Dienstkleidung zu tragen.

(2) Die Zahlung der Dienstbezüge wird mit dem Ende des Kalen-
dermonats eingestellt, in dem die Entscheidung unanfechtbar wird.
Tritt die Beamtin oder der Beamte in den Ruhestand, bevor die
Entscheidung über die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis un-
anfechtbar wird, gilt die Entscheidung als Aberkennung des Ruhe-
gehalts.

(3) Die aus dem Beamtenverhältnis entfernte Beamtin oder der
aus dem Beamtenverhältnis entfernte Beamte erhält für die Dauer
von sechs Monaten einen Unterhaltsbeitrag in Höhe von 50 Prozent
der Dienstbezüge, die ihr oder ihm bei Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung zustehen; eine Einbehaltung von Dienstbezügen
nach § 38 Abs. 2 bleibt unberücksichtigt. Die Gewährung des Unter-
haltsbeitrags kann in der Entscheidung ganz oder teilweise ausge-
schlossen werden, soweit die Beamtin oder der Beamte ihrer nicht
würdig oder den erkennbaren Umständen nach nicht bedürftig ist.
Sie kann in der Entscheidung über sechs Monate hinaus verlängert
werden, soweit dies notwendig ist, um eine unbillige Härte zu ver-
meiden; die Beamtin oder der Beamte hat die Umstände glaubhaft zu
machen. Für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags gelten die besonde-
ren Regelungen des § 44.

(4) Die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis und ihre Rechts-
folgen erstrecken sich auf alle Ämter, die die Beamtin oder der Be-
amte bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung innehat.

(5) Wird eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der früher in ei-
nem anderen Dienstverhältnis im Landesdienst gestanden hat, aus
dem Beamtenverhältnis entfernt, verliert sie oder er auch die An-
sprüche aus dem früheren Dienstverhältnis, wenn diese Disziplinar-
maßnahme wegen eines Dienstvergehens ausgesprochen wird, das in
dem früheren Dienstverhältnis begangen wurde.

(6) Ist eine Beamtin oder ein Beamter aus dem Beamtenverhältnis
entfernt worden, darf sie oder er nicht wieder zur Beamtin oder zum
Beamten ernannt werden; es soll auch kein anderes Beschäftigungs-
verhältnis begründet werden.

§ 11

Kürzung des Ruhegehalts

Die Kürzung des Ruhegehalts ist die bruchteilmäßige Vermin-
derung des monatlichen Ruhegehalts der Ruhestandsbeamtin oder
des Ruhestandsbeamten um höchstens ein Fünftel auf längstens drei
Jahre. § 8 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 Satz 1 und 4 gilt entspre-
chend.

§ 12

Aberkennung des Ruhegehalts

(1) Mit der Aberkennung des Ruhegehalts verliert die Ruhestands-
beamtin oder der Ruhestandsbeamte den Anspruch auf Versorgung
einschließlich der Hinterbliebenenversorgung und die Befugnis, die
Amtsbezeichnung und die Titel zu führen, die im Zusammenhang
mit dem früheren Amt verliehen wurden.

(2) Nach der Aberkennung des Ruhegehalts erhält die Ruhe-
standsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte bis zur Gewährung einer
Rente auf Grund einer Nachversicherung, längstens jedoch für die
Dauer von sechs Monaten, einen Unterhaltsbeitrag in Höhe von
70 Prozent des Ruhegehalts, das ihr oder ihm bei Eintritt der Un-
anfechtbarkeit der Entscheidung zusteht; eine Kürzung des Ruhe-
gehalts nach § 38 Abs. 3 bleibt unberücksichtigt. § 10 Abs. 3 Satz 2
bis 4 gilt entsprechend.

(3) Die Aberkennung des Ruhegehalts und ihre Rechtsfolgen er-
strecken sich auf alle Ämter, die die Ruhestandsbeamtin oder der
Ruhestandsbeamte bei Eintritt in den Ruhestand innegehabt hat.

(4) § 10 Abs. 2 Satz 1 sowie Abs. 5 und 6 gilt entsprechend.

§ 13

Bemessung der Disziplinarmaßnahme

(1) Die Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme ergeht nach
pflichtgemäßem Ermessen. Die Disziplinarmaßnahme ist nach der
Schwere des Dienstvergehens zu bemessen. Das Persönlichkeitsbild
der Beamtin oder des Beamten ist angemessen zu berücksichtigen.
Ferner soll berücksichtigt werden, in welchem Umfang die Beamtin
oder der Beamte das Vertrauen des Dienstherrn oder der Allgemein-
heit beeinträchtigt hat.

(2) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der durch ein schwe-
res Dienstvergehen das Vertrauen des Dienstherrn oder der Allge-
meinheit endgültig verloren hat, ist aus dem Beamtenverhältnis zu
entfernen. Der Ruhestandsbeamtin oder dem Ruhestandsbeamten
wird das Ruhegehalt aberkannt, wenn sie oder er als noch im Dienst
befindliche Beamtin oder im Dienst befindlicher Beamter aus dem
Beamtenverhältnis hätte entfernt werden müssen.

§ 14

Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen
nach Straf- oder Bußgeldverfahren

(1) Ist gegen eine Beamtin oder einen Beamten im Straf- oder
Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Strafe, Geldbuße oder Ord-
nungsmaßnahme verhängt worden oder kann eine Tat nach § 153a
Abs. 1 Satz 5 oder Abs. 2 Satz 2 der Strafprozessordnung nach der
Erfüllung von Auflagen und Weisungen nicht mehr als Vergehen
verfolgt werden, darf wegen desselben Sachverhalts

1. ein Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung des Ruhegehalts
nicht ausgesprochen werden,

2. eine Kürzung der Dienstbezüge oder eine Zurückstufung nur
ausgesprochen werden, wenn dies zusätzlich erforderlich ist, um
die Beamtin oder den Beamten zur Pflichterfüllung anzuhalten.

(2) Ist die Beamtin oder der Beamte im Straf- oder Bußgeldverfah-
ren rechtskräftig freigesprochen worden, darf wegen des Sachver-
halts, der Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung gewesen ist,
eine Disziplinarmaßnahme nur ausgesprochen werden, wenn dieser
Sachverhalt ein Dienstvergehen darstellt, ohne den Tatbestand einer
Straf- oder Bußgeldvorschrift zu erfüllen.
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§ 15

Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs

(1) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr als zwei
Jahre vergangen, darf ein Verweis nicht mehr erteilt werden.

(2) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr als drei
Jahre vergangen, darf eine Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezü-
ge oder eine Kürzung des Ruhegehalts nicht mehr ausgesprochen
werden.

(3) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr als sie-
ben Jahre vergangen, darf auf Zurückstufung nicht mehr erkannt
werden.

(4) Die Fristen der Absätze 1 bis 3 werden durch die Einleitung
des Disziplinarverfahrens, die Erhebung der Disziplinarklage, die
Erhebung der Nachtragsdisziplinarklage oder die Anordnung oder
Ausdehnung von Ermittlungen gegen Beamtinnen und Beamte auf
Probe oder auf Widerruf nach § 67 Abs. 4 Satz 2 und § 68 Abs. 1
Satz 2 in Verbindung mit § 67 Abs. 4 Satz 2 des Landesbeamten-
gesetzes unterbrochen.

(5) Die Fristen der Absätze 1 bis 3 sind für die Dauer des gericht-
lichen Disziplinarverfahrens, für die Dauer einer Aussetzung des
Disziplinarverfahrens nach § 22 oder für die Dauer der Mitwirkung
des Personalrats gehemmt. Ist vor Ablauf der Frist wegen desselben
Sachverhalts ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet oder eine
Klage aus dem Beamtenverhältnis erhoben worden, ist die Frist für
die Dauer dieses Verfahrens gehemmt.

§ 16

Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personalakte

(1) Ein Verweis darf nach zwei Jahren, eine Geldbuße und eine
Kürzung der Dienstbezüge dürfen nach drei Jahren und eine Zurück-
stufung darf nach sieben Jahren bei weiteren Disziplinarmaßnahmen
und bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr berücksichtigt
werden (Verwertungsverbot). Die Beamtin oder der Beamte gilt
nach dem Eintritt des Verwertungsverbots als von der Disziplinar-
maßnahme nicht betroffen.

(2) Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, sobald die Ent-
scheidung über die Disziplinarmaßnahme unanfechtbar ist. Sie endet
nicht, solange ein gegen die Beamtin oder den Beamten eingeleitetes
Straf- oder Disziplinarverfahren nicht unanfechtbar abgeschlossen
ist, eine andere Disziplinarmaßnahme berücksichtigt werden darf,
eine Entscheidung über die Kürzung der Dienstbezüge noch nicht
vollstreckt ist oder ein gerichtliches Verfahren über die Beendigung
des Beamtenverhältnisses oder über die Geltendmachung von Scha-
densersatz gegen die Beamtin oder den Beamten anhängig ist.

(3) Eintragungen in der Personalakte über die Disziplinarmaßnah-
me sind nach Eintritt des Verwertungsverbots von Amts wegen zu
entfernen und zu vernichten. Auf Antrag der Beamtin oder des Be-
amten unterbleibt die Entfernung oder erfolgt eine gesonderte Auf-
bewahrung. Der Antrag ist innerhalb eines Monats zu stellen, nach-
dem der Beamtin oder dem Beamten die bevorstehende Entfernung
mitgeteilt und sie oder er auf ihr oder sein Antragsrecht und die An-
tragsfrist hingewiesen worden ist. Wird der Antrag gestellt, ist das
Verwertungsverbot bei den Eintragungen zu vermerken.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Disziplinarvorgän-
ge, die nicht zu einer Disziplinarmaßnahme geführt haben. Die Frist
für das Verwertungsverbot beträgt, wenn das Disziplinarverfahren
nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 eingestellt wird, drei Monate und im Übrigen
zwei Jahre. Die Frist beginnt mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung, die das Disziplinarverfahren abschließt, im Übri-
gen mit dem Tag, an dem die oder der Dienstvorgesetzte, die oder der
für die Einleitung des Disziplinarverfahrens zuständig ist, zureichen-
de tatsächliche Anhaltspunkte erhält, die den Verdacht eines Dienst-
vergehens rechtfertigen.

(5) Auf die Entfernung und Vernichtung von Disziplinarvorgän-
gen, die zu einer missbilligenden Äußerung geführt haben, findet
§ 56e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 und 3 des Landesbeamtengesetzes
Anwendung.

Teil 3
Behördliches Disziplinarverfahren

K a p i t e l  1

Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung

§ 17

Einleitung von Amts wegen

(1) Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den
Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, hat die oder der
Dienstvorgesetzte die Dienstpflicht, ein Disziplinarverfahren einzu-
leiten. Die oder der höhere Dienstvorgesetzte und die oberste Dienst-
behörde stellen im Rahmen ihrer Aufsicht die Erfüllung dieser
Pflicht sicher; sie können das Disziplinarverfahren jederzeit an sich
ziehen. Die Einleitung ist aktenkundig zu machen.

(2) Ein Disziplinarverfahren wird nicht eingeleitet, wenn feststeht,
dass nach § 14 oder § 15 eine Disziplinarmaßnahme nicht ausge-
sprochen werden darf. Die Gründe sind aktenkundig zu machen und
der Beamtin oder dem Beamten bekannt zu geben.

(3) Hat eine Beamtin oder ein Beamter zwei oder mehrere Ämter
inne, die nicht im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, und
beabsichtigt die oder der Dienstvorgesetzte, zu deren oder dessen
Geschäftsbereich eines dieser Ämter gehört, ein Disziplinarverfah-
ren gegen die Beamtin oder den Beamten einzuleiten, teilt sie oder
er dies den Dienstvorgesetzten mit, die für die anderen Ämter zu-
ständig sind. Ein weiteres Disziplinarverfahren kann gegen die Be-
amtin oder den Beamten wegen desselben Sachverhalts nicht einge-
leitet werden. Hat eine Beamtin oder ein Beamter zwei oder mehrere
Ämter inne, die im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, kann
nur die oder der Dienstvorgesetzte ein Disziplinarverfahren gegen
sie oder ihn einleiten, die oder der für das Hauptamt zuständig ist.

(4) Die Zuständigkeiten nach den Absätzen 1 bis 3 werden durch
eine Beurlaubung, eine Abordnung oder eine Zuweisung nicht be-
rührt. Bei einer Abordnung geht die aus Absatz 1 sich ergebende
Pflicht hinsichtlich der während der Abordnung begangenen Dienst-
vergehen auf die neue Dienstvorgesetzte oder den neuen Dienstvor-
gesetzten über, soweit diese oder dieser nicht ihre Ausübung den an-
deren Dienstvorgesetzten überlässt oder soweit nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 18
Einleitung auf Antrag der Beamtin oder des Beamten

(1) Die Beamtin oder der Beamte kann bei der oder dem Dienst-
vorgesetzten oder der oder dem höheren Dienstvorgesetzten die Ein-
leitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantragen, um
sich von dem Verdacht eines Dienstvergehens zu entlasten.

(2) Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn keine zureichen-
den tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen, die den Verdacht eines
Dienstvergehens rechtfertigen. Die Entscheidung ist der Beamtin
oder dem Beamten mitzuteilen.

(3) § 17 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz und Satz 3 sowie Abs. 3
und 4 gilt entsprechend.

§ 19
Ausdehnung und Beschränkung

(1) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entschei-
dung nach den §§ 32 bis 34 auf neue Handlungen ausgedehnt wer-
den, die den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen. Die Aus-
dehnung ist aktenkundig zu machen.

(2) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entschei-
dung nach den §§ 32 bis 34 beschränkt werden, indem solche Hand-
lungen ausgeschieden werden, die für die Art und Höhe der zu er-
wartenden Disziplinarmaßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht
fallen. Die Beschränkung ist aktenkundig zu machen. Die ausge-
schiedenen Handlungen können nicht wieder in das Disziplinarver-
fahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen für die
Beschränkung entfallen nachträglich. Werden die ausgeschiedenen
Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie nach dem unan-
fechtbaren Abschluss des Disziplinarverfahrens nicht Gegenstand
eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
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K a p i t e l  2

Durchführung

§ 20

Unterrichtung, Belehrung und Anhörung
der Beamtin oder des Beamten

(1) Die Beamtin oder der Beamte ist über die Einleitung des Dis-
ziplinarverfahrens unverzüglich zu unterrichten, sobald dies ohne
Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts möglich ist. Hierbei ist
ihr oder ihm zu eröffnen, welches Dienstvergehen ihr oder ihm zur
Last gelegt wird. Sie oder er ist gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass
es ihr oder ihm freisteht, sich mündlich oder schriftlich zu äußern
oder nicht zur Sache auszusagen und sich jederzeit einer oder eines
Bevollmächtigten oder eines Beistands zu bedienen.

(2) Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird der Beamtin
oder dem Beamten eine Frist von einem Monat und für die Abgabe
der Erklärung, sich mündlich äußern zu wollen, eine Frist von zwei
Wochen gesetzt. Hat die Beamtin oder der Beamte rechtzeitig er-
klärt, sich mündlich äußern zu wollen, ist die Anhörung innerhalb
von drei Wochen nach Eingang der Erklärung durchzuführen. Ist die
Beamtin oder der Beamte aus zwingenden Gründen gehindert, eine
Frist nach Satz 1 einzuhalten oder einer Ladung zur mündlichen Ver-
handlung Folge zu leisten, und hat sie oder er dies unverzüglich mit-
geteilt, ist die maßgebliche Frist zu verlängern oder sie oder er erneut
zu laden. Die Fristsetzungen und Ladungen sind der Beamtin oder
dem Beamten zuzustellen.

(3) Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschriebene Belehrung
unterblieben oder unrichtig erfolgt, darf die Aussage der Beamtin
oder des Beamten nicht zu ihrem oder seinem Nachteil verwertet
werden.

§ 21

Pflicht zur Durchführung von Ermittlungen, Ausnahmen

(1) Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erforderlichen Er-
mittlungen durchzuführen. Dabei sind die belastenden, die entlasten-
den und die Umstände zu ermitteln, die für die Bemessung einer Dis-
ziplinarmaßnahme bedeutsam sind. Die oder der höhere Dienstvor-
gesetzte und die oberste Dienstbehörde können die Ermittlungen an
sich ziehen.

(2) Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sachverhalt auf
Grund der tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils
im Straf- oder Bußgeldverfahren oder im verwaltungsgerichtlichen
Verfahren, durch das nach § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes über
den Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst
entschieden worden ist, feststeht. Von Ermittlungen kann auch abge-
sehen werden, soweit der Sachverhalt auf sonstige Weise aufgeklärt
ist, insbesondere nach der Durchführung eines anderen gesetzlich
geordneten Verfahrens.

§ 22

Zusammentreffen von Disziplinarverfahren
mit Strafverfahren oder anderen Verfahren, Aussetzung

(1) Ist gegen die Beamtin oder den Beamten wegen des Sachver-
halts, der dem Disziplinarverfahren zugrunde liegt, im Strafverfah-
ren die öffentliche Klage erhoben worden, wird das Disziplinarver-
fahren ausgesetzt. Die Aussetzung unterbleibt, wenn keine begrün-
deten Zweifel am Sachverhalt bestehen oder wenn im Strafverfahren
aus Gründen nicht verhandelt werden kann, die in der Person der Be-
amtin oder des Beamten liegen.

(2) Das nach Absatz 1 Satz 1 ausgesetzte Disziplinarverfahren ist
unverzüglich fortzusetzen, wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 2 nachträglich eintreten, spätestens mit dem rechtskräf-
tigen Abschluss des Strafverfahrens.

(3) Das Disziplinarverfahren kann auch ausgesetzt werden, wenn
in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren über eine Frage zu
entscheiden ist, deren Beurteilung für die Entscheidung im Diszipli-
narverfahren von wesentlicher Bedeutung ist. Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 gelten entsprechend.

§ 23

Bindung an tatsächliche Feststellungen
aus Strafverfahren oder anderen Verfahren

(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils
im Straf- oder Bußgeldverfahren oder im verwaltungsgerichtlichen
Verfahren, durch das nach § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes über
den Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst
entschieden worden ist, sind im Disziplinarverfahren, das denselben
Sachverhalt zum Gegenstand hat, bindend. 

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getrof-
fenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, können aber
der Entscheidung im Disziplinarverfahren ohne nochmalige Prüfung
zugrunde gelegt werden.

§ 24

Beweiserhebung

(1) Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. Hierbei können
insbesondere

1. schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt werden,

2. Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige vernommen oder
ihre schriftliche Äußerung eingeholt werden,

3. Urkunden und Akten beigezogen werden sowie

4. der Augenschein eingenommen werden.

(2) Niederschriften über Aussagen von Personen, die schon in
einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren vernommen worden
sind, sowie Niederschriften über einen richterlichen Augenschein
können ohne erneute Beweiserhebung verwertet werden.

(3) Über einen Beweisantrag der Beamtin oder des Beamten ist
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. Dem Beweisantrag
ist stattzugeben, soweit er für die Tat- oder Schuldfrage oder für die
Bemessung der Art und Höhe einer Disziplinarmaßnahme von Be-
deutung sein kann.

(4) Der Beamtin oder dem Beamten ist Gelegenheit zu geben, an
der Vernehmung von Zeuginnen und Zeugen und Sachverständigen
sowie an der Einnahme des Augenscheins teilzunehmen und hierbei
sachdienliche Fragen zu stellen. Die Beamtin oder der Beamte kann
von der Teilnahme ausgeschlossen werden, soweit dies aus wichti-
gen Gründen, insbesondere mit Rücksicht auf den Zweck der Ermitt-
lungen oder zum Schutz der Rechte Dritter, erforderlich ist. Ein
schriftliches Gutachten ist ihm zugänglich zu machen, soweit nicht
zwingende Gründe dem entgegenstehen.

§ 25

Zeuginnen und Zeugen, Sachverständige

(1) Zeuginnen und Zeugen sind zur Aussage und Sachverständige
zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. Die Bestimmungen der
Strafprozessordnung über die Pflicht, als Zeugin oder Zeuge auszu-
sagen oder als Sachverständiger ein Gutachten zu erstatten, über die
Ablehnung von Sachverständigen sowie über die Vernehmung von
Angehörigen des öffentlichen Dienstes als Zeuginnen oder Zeugen
oder Sachverständige gelten entsprechend.

(2) Verweigern Zeuginnen, Zeugen oder Sachverständige ohne
Vorliegen eines der in den §§ 52 bis 55 und 76 der Strafprozessord-
nung bezeichneten Gründe die Aussage oder die Erstattung des Gut-
achtens, kann das Gericht um die Vernehmung ersucht werden. In
dem Ersuchen sind der Gegenstand der Vernehmung darzulegen
sowie die Namen und Anschriften der Beteiligten anzugeben. Das
Gericht entscheidet über die Rechtmäßigkeit der Verweigerung der
Aussage oder der Erstattung des Gutachtens.

(3) Ein Ersuchen nach Absatz 2 darf nur von Dienstvorgesetzten
oder ihren Vertreterinnen oder Vertretern oder einer oder einem be-
auftragten Beschäftigten gestellt werden, die oder der die Befähi-
gung zum Richteramt hat.

§ 26

Herausgabe von Unterlagen

Die Beamtin oder der Beamte hat Schriftstücke, Zeichnungen,
bildliche Darstellungen und Aufzeichnungen einschließlich techni-
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scher Aufzeichnungen, die einen dienstlichen Bezug aufweisen, auf
Verlangen für das Disziplinarverfahren zur Verfügung zu stellen.
Das Gericht kann die Herausgabe auf Antrag durch Beschluss anord-
nen und sie durch die Festsetzung von Zwangsgeld erzwingen; für
den Antrag gilt § 25 Abs. 3 entsprechend. Der Beschluss ist unan-
fechtbar.

§ 27

Beschlagnahmen und Durchsuchungen

(1) Das Gericht kann auf Antrag durch Beschluss Beschlagnah-
men und Durchsuchungen anordnen; § 25 Abs. 3 gilt entsprechend.
Die Anordnung darf nur getroffen werden, wenn die Beamtin oder
der Beamte des ihr oder ihm zur Last gelegten Dienstvergehens drin-
gend verdächtig ist und die Maßnahme zu der Bedeutung der Sache
und der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht außer Verhältnis
steht. Die Bestimmungen der Strafprozessordnung über Beschlag-
nahmen und Durchsuchungen gelten entsprechend, soweit nicht in
diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist.

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur durch die nach der
Strafprozessordnung dazu berufenen Behörden durchgeführt wer-
den.

(3) Durch Absatz 1 wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes und Artikel 28 Abs. 2
der Verfassung von Berlin) eingeschränkt.

§ 28

Protokoll

Über Anhörungen der Beamtin oder des Beamten und über Be-
weiserhebungen sind Protokolle aufzunehmen; § 168a der Strafpro-
zessordnung gilt entsprechend. Bei der Einholung von schriftlichen
dienstlichen Auskünften sowie der Beiziehung von Urkunden und
Akten genügt die Aufnahme eines Aktenvermerks.

§ 29

Innerdienstliche Informationen

(1) Die Vorlage von Personalakten und anderen Behördenunterla-
gen mit personenbezogenen Daten sowie die Erteilung von Auskünf-
ten aus diesen Akten und Unterlagen an die mit Disziplinarvorgän-
gen befassten Stellen und die Verarbeitung oder Nutzung der so er-
hobenen personenbezogenen Daten im Disziplinarverfahren sind,
soweit nicht andere Rechtsvorschriften dem entgegenstehen, auch
gegen den Willen der Beamtin oder des Beamten oder anderer Be-
troffener zulässig, wenn und soweit die Durchführung des Diszipli-
narverfahrens dies erfordert und überwiegende Belange der Beamtin
oder des Beamten, anderer Betroffener oder der ersuchten Stellen
nicht entgegenstehen.

(2) Zwischen den Dienststellen eines oder verschiedener Dienst-
herrn sowie zwischen den Teilen einer Dienststelle sind Mitteilun-
gen über Disziplinarverfahren, über Tatsachen aus Disziplinarver-
fahren und über Entscheidungen der Disziplinarorgane sowie die
Vorlage hierüber geführter Akten zulässig, wenn und soweit dies zur
Durchführung des Disziplinarverfahrens, im Hinblick auf die künf-
tige Übertragung von Aufgaben oder Ämtern an die Beamtin oder
den Beamten oder im Einzelfall aus besonderen dienstlichen Grün-
den unter Berücksichtigung der Belange der Beamtin oder des Be-
amten oder anderer Betroffener erforderlich ist.

§ 30

Abschließende Anhörung

Nach der Beendigung der Ermittlungen ist der Beamtin oder dem
Beamten Gelegenheit zu geben, sich abschließend zu äußern; § 20
Abs. 2 gilt entsprechend. Die Anhörung kann unterbleiben, wenn
das Disziplinarverfahren nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 eingestellt
werden soll.

§ 31

Abgabe des Disziplinarverfahrens

Hält die oder der Dienstvorgesetzte nach dem Ergebnis der Anhö-
rungen und Ermittlungen ihre oder seine Befugnisse nach den §§ 32
bis 34 nicht für ausreichend, so führt sie oder er die Entscheidung der

oder des höheren Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienstbehör-
de herbei. Die oder der höhere Dienstvorgesetzte oder die oberste
Dienstbehörde können das Disziplinarverfahren an die Dienstvorge-
setzte oder den Dienstvorgesetzten zurückgeben, wenn sie weitere
Ermittlungen für geboten oder deren oder dessen Befugnisse für aus-
reichend halten.

K a p i t e l  3

Abschlussentscheidung

§ 32

Einstellungsverfügung

(1) Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn

1. ein Dienstvergehen nicht erwiesen ist,

2. ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist, eine Disziplinarmaßnah-
me jedoch nicht angezeigt erscheint,

3. nach § 14 oder § 15 eine Disziplinarmaßnahme nicht ausgespro-
chen werden darf oder

4. das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaßnahme aus
sonstigen Gründen unzulässig ist.

(2) Das Disziplinarverfahren wird ferner eingestellt, wenn

1. die Beamtin oder der Beamte stirbt,

2. das Beamtenverhältnis durch Entlassung, Verlust der Beamten-
rechte oder Entfernung endet oder

3. bei einer Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhestandsbeamten
die Folgen einer gerichtlichen Entscheidung nach § 59 Abs. 1
des Beamtenversorgungsgesetzes eintreten.

(3) Die Einstellungsverfügung ist zu begründen und zuzustellen.

§ 33

Disziplinarverfügung

(1) Ist ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezü-
ge oder eine Kürzung des Ruhegehalts angezeigt, wird eine solche
Maßnahme durch Disziplinarverfügung ausgesprochen.

(2) Jede oder jeder Dienstvorgesetzte ist zu Verweisen und Geld-
bußen gegen die ihr oder ihm unterstellten Beamtinnen und Beamten
befugt.

(3) Kürzungen der Dienstbezüge können festsetzen:

1. die oberste Dienstbehörde bis zum Höchstmaß und

2. die der obersten Dienstbehörde unmittelbar nachgeordneten
Dienstvorgesetzten bis zu einer Kürzung um ein Fünftel der
Dienstbezüge auf zwei Jahre.

(4) Kürzungen des Ruhegehalts bis zum Höchstmaß kann die oder
der nach § 48 zur Ausübung der Disziplinarbefugnisse zuständige
Dienstvorgesetzte festsetzen.

(5) Die oberste Dienstbehörde kann ihre Befugnisse nach
Absatz 3 Nr. 1 durch allgemeine Anordnung ganz oder teilweise auf
nachgeordnete Dienstvorgesetzte übertragen; die Anordnung ist im
Amtsblatt für Berlin zu veröffentlichen.

(6) Die Disziplinarverfügung ist zu begründen und zuzustellen.

§ 34

Erhebung der Disziplinarklage

(1) Soll gegen die Beamtin oder den Beamten auf Zurückstufung,
auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung
des Ruhegehalts erkannt werden, ist gegen sie oder ihn Disziplinar-
klage zu erheben.

(2) Die Disziplinarklage wird bei Beamtinnen und Beamten durch
die oberste Dienstbehörde, bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten durch die nach § 48 zur Ausübung der Disziplinar-
befugnisse zuständigen Dienstvorgesetzten erhoben. Die oberste
Dienstbehörde kann ihre Befugnis nach Satz 1 durch allgemeine An-
ordnung ganz oder teilweise auf nachgeordnete Dienstvorgesetzte
übertragen; die Anordnung ist im Amtsblatt für Berlin zu veröffent-
lichen. § 17 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz sowie Abs. 3 und 4 gilt
entsprechend.
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§ 35

Grenzen der erneuten Ausübung der Disziplinarbefugnisse

(1) Die Einstellungsverfügung und die Disziplinarverfügung sind
der oder dem höheren Dienstvorgesetzten unverzüglich zuzuleiten.
Hält diese oder dieser ihre oder seine Befugnisse nach den Ab-
sätzen 2 und 3 nicht für ausreichend, hat sie oder er die Einstel-
lungsverfügung oder die Disziplinarverfügung unverzüglich der
obersten Dienstbehörde zuzuleiten. Die oberste Dienstbehörde
kann das Disziplinarverfahren an die höhere Dienstvorgesetzte oder
den höheren Dienstvorgesetzten zurückgeben, wenn sie weitere
Ermittlungen für geboten oder ihre oder seine Befugnisse für aus-
reichend hält.

(2) Die oder der höhere Dienstvorgesetzte oder die oberste Dienst-
behörde kann ungeachtet einer Einstellung des Disziplinarverfah-
rens nach § 32 Abs. 1 im Rahmen ihrer Zuständigkeiten wegen des-
selben Sachverhalts eine Disziplinarverfügung erlassen oder Diszi-
plinarklage erheben. Eine Entscheidung nach Satz 1 ist nur innerhalb
von drei Monaten nach der Zustellung der Einstellungsverfügung
zulässig, es sei denn, es ergeht wegen desselben Sachverhalts ein
rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen Feststellungen,
die von denjenigen tatsächlichen Feststellungen, auf denen die Ent-
scheidung beruht, abweichen.

(3) Die oder der höhere Dienstvorgesetzte oder die oberste
Dienstbehörde kann eine Disziplinarverfügung einer oder eines
nachgeordneten Dienstvorgesetzten, die oberste Dienstbehörde
auch eine von ihr selbst erlassene Disziplinarverfügung jederzeit
aufheben. Sie können im Rahmen ihrer Zuständigkeiten in der Sa-
che neu entscheiden oder Disziplinarklage erheben. Eine Verschär-
fung der Disziplinarmaßnahme nach Art oder Höhe oder die Erhe-
bung der Disziplinarklage ist nur innerhalb von drei Monaten nach
der Zustellung der Disziplinarverfügung zulässig, es sei denn, es
ergeht wegen desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil auf
Grund von tatsächlichen Feststellungen, die von denjenigen tat-
sächlichen Feststellungen, auf denen die Entscheidung beruht, ab-
weichen.

§ 36

Verfahren bei nachträglicher Entscheidung
im Straf- oder Bußgeldverfahren

(1) Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Disziplinar-
verfügung in einem Straf- oder Bußgeldverfahren, das wegen dessel-
ben Sachverhalts eingeleitet worden ist, unanfechtbar eine Entschei-
dung, nach der gemäß § 14 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig
wäre, ist die Disziplinarverfügung auf Antrag der Beamtin oder des
Beamten von der oder dem Dienstvorgesetzten, die oder der sie er-
lassen hat, aufzuheben und das Disziplinarverfahren einzustellen.

(2) Die Antragsfrist beträgt drei Monate. Sie beginnt mit dem Tag,
an dem die Beamtin oder der Beamte von der in Absatz 1 bezeichne-
ten Entscheidung Kenntnis erhalten hat.

§ 37

Kostentragungspflicht

(1) Der Beamtin oder dem Beamten, gegen die oder den eine Dis-
ziplinarmaßnahme verhängt wird, können die entstandenen Aus-
lagen auferlegt werden. Bildet das Dienstvergehen, das der Beamtin
oder dem Beamten zur Last gelegt wird, nur zum Teil die Grundlage
für die Disziplinarverfügung oder sind durch Ermittlungen, deren
Ergebnis zugunsten der Beamtin oder des Beamten ausgefallen ist,
besondere Kosten entstanden, können ihr oder ihm die Auslagen nur
in verhältnismäßigem Umfang auferlegt werden.

(2) Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt der Dienstherr
die entstandenen Auslagen. Erfolgt die Einstellung trotz Vorliegens
eines Dienstvergehens, können die Auslagen der Beamtin oder dem
Beamten auferlegt oder im Verhältnis geteilt werden.

(3) Bei einem Antrag nach § 36 gilt im Falle der Ablehnung des
Antrags Absatz 1 und im Falle seiner Stattgabe Absatz 2 entspre-
chend.

(4) Soweit der Dienstherr die entstandenen Auslagen trägt, hat er
der Beamtin oder dem Beamten auch die Aufwendungen zu erstat-

ten, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig wa-
ren. Hat sich die Beamtin oder der Beamte einer oder eines Bevoll-
mächtigten oder eines Beistandes bedient, sind auch deren oder des-
sen Gebühren und Auslagen erstattungsfähig. Aufwendungen, die
durch das Verschulden der Beamtin oder des Beamten entstanden
sind, hat diese oder dieser selbst zu tragen; das Verschulden einer
Vertreterin oder eines Vertreters ist ihr oder ihm zuzurechnen.

(5) Das behördliche Disziplinarverfahren ist gebührenfrei.

K a p i t e l  4

Vorläufige Dienstenthebung
und Einbehaltung von Bezügen

§ 38

Zulässigkeit

(1) Die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behörde
kann eine Beamtin oder einen Beamten gleichzeitig mit oder nach
der Einleitung des Disziplinarverfahrens vorläufig des Dienstes ent-
heben, wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung
aus dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung des Ruhegehalts
erkannt werden wird oder wenn bei einer Beamtin oder einem Beam-
ten auf Probe oder auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung
nach § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 4 sowie § 68 des Landesbe-
amtengesetzes erfolgen wird. Sie kann die Beamtin oder den Beam-
ten außerdem vorläufig des Dienstes entheben, wenn durch ihr oder
sein Verbleiben im Dienst der Dienstbetrieb oder die Ermittlungen
wesentlich beeinträchtigt würden und die vorläufige Dienstenthe-
bung zu der Bedeutung der Sache und der zu erwartenden Diszipli-
narmaßnahme nicht außer Verhältnis steht.

(2) Die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behörde
kann gleichzeitig mit oder nach der vorläufigen Dienstenthebung an-
ordnen, dass der Beamtin oder dem Beamten bis zu 50 Prozent der
monatlichen Dienst- oder Anwärterbezüge einbehalten werden,
wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung aus
dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung des Ruhegehalts er-
kannt werden wird.

(3) Die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behörde
kann gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Disziplinarver-
fahrens anordnen, dass der Ruhestandsbeamtin oder dem Ruhe-
standsbeamten bis zu 30 Prozent des Ruhegehalts einbehalten wer-
den, wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Aberkennung
des Ruhegehalts erkannt werden wird.

(4) Die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behörde
kann die vorläufige Dienstenthebung, die Einbehaltung von Dienst-
oder Anwärterbezügen sowie die Einbehaltung von Ruhegehalt je-
derzeit ganz oder teilweise aufheben. 

§ 39

Rechtswirkungen

(1) Die vorläufige Dienstenthebung wird mit der Zustellung, die
Einbehaltung von Bezügen mit dem auf die Zustellung folgenden
Fälligkeitstag wirksam und vollziehbar. Sie erstrecken sich auf alle
Ämter, die die Beamtin oder der Beamte innehat.

(2) Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ruhen die im
Zusammenhang mit dem Amt entstandenen Ansprüche auf Auf-
wandsentschädigung.

(3) Wird die Beamtin oder der Beamte vorläufig des Dienstes ent-
hoben, während sie oder er schuldhaft dem Dienst fernbleibt, dauert
der nach § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes begründete Verlust der
Bezüge fort. Er endet mit dem Zeitpunkt, zu dem die Beamtin oder
der Beamte ihren oder seinen Dienst aufgenommen hätte, wenn sie
oder er hieran nicht durch die vorläufige Dienstenthebung gehindert
worden wäre. Der Zeitpunkt ist von der für die Erhebung der Diszi-
plinarklage zuständigen Behörde festzustellen und der Beamtin oder
dem Beamten mitzuteilen.

(4) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Be-
zügen enden mit dem rechtskräftigen Abschluss des Disziplinarver-
fahrens.
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§ 40

Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Beträge

(1) Die nach § 38 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge verfallen,
wenn

1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Beamtenver-
hältnis oder auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt worden
ist,

2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Strafver-
fahren eine Strafe verhängt worden ist, die den Verlust der Rech-
te als Beamtin oder Beamter oder Ruhestandsbeamtin oder Ru-
hestandsbeamter zur Folge hat,

3. das Disziplinarverfahren auf Grund des § 32 Abs. 1 Nr. 3 einge-
stellt worden ist und ein neues Disziplinarverfahren, das inner-
halb von drei Monaten nach der Einstellung wegen desselben
Sachverhalts eingeleitet worden ist, zur Entfernung aus dem
Dienst oder zur Aberkennung des Ruhegehalts geführt hat oder

4. das Disziplinarverfahren aus den Gründen des § 32 Abs. 2 Nr. 2
oder 3 eingestellt worden ist und die für die Erhebung der Diszi-
plinarklage zuständige Behörde (§ 34 Abs. 2) festgestellt hat,
dass die Entfernung aus dem Dienst oder die Aberkennung des
Ruhegehalts gerechtfertigt gewesen wäre.

(2) Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise als in den Fäl-
len des Absatzes 1 unanfechtbar abgeschlossen, sind die nach § 38
Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen. Auf die nachzu-
zahlenden Dienstbezüge können Einkünfte aus genehmigungs-
pflichtigen Nebentätigkeiten (§ 29 des Landesbeamtengesetzes) an-
gerechnet werden, die die Beamtin oder der Beamte aus Anlass der
vorläufigen Dienstenthebung ausgeübt hat, wenn eine Disziplinar-
maßnahme verhängt worden ist oder die für die Erhebung der Diszi-
plinarklage zuständige Behörde feststellt, dass ein Dienstvergehen
erwiesen ist. Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, über die
Höhe solcher Einkünfte Auskunft zu geben.

Teil 4
Gerichtliches Disziplinarverfahren

§ 41

Anwendung des Bundesdisziplinargesetzes

Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, gilt für das
gerichtliche Disziplinarverfahren Teil 4 des Bundesdisziplinargeset-
zes mit der Maßgabe, dass abweichend von § 47 Abs. 2 des Bundes-
disziplinargesetzes § 34 der Verwaltungsgerichtsordnung anzuwen-
den ist.

§ 42

Ausschluss des Vorverfahrens

Vor der Erhebung der verwaltungsgerichtlichen Klage der Beam-
tin oder des Beamten findet ein Vorverfahren nicht statt.

§ 43

Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisitzer
für Disziplinarsachen des Landes Berlin und des Bundes

(1) Einer der Beamtenbeisitzerinnen oder Beamtenbeisitzer soll
dem Verwaltungszweig der Beamtin oder des Beamten angehören,
gegen den sich das Disziplinarverfahren richtet.

(2) Die Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisitzer bei den Ver-
waltungsgerichten werden von dem zur Wahl der ehrenamtlichen
Richterinnen und Richter bestellten Ausschuss (§ 26 der Verwal-
tungsgerichtsordnung) auf vier Jahre gewählt. Wird eine Nachwahl
erforderlich, ist sie nur für den Rest der Amtszeit vorzunehmen.

(3) Die Senatsverwaltung für Inneres stellt in jedem vierten Jahr
eine Vorschlagsliste von Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisit-
zern für die Kammern für Disziplinarsachen auf. Hierbei ist die dop-
pelte Anzahl der von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Ver-
waltungsgerichts als erforderlich bezeichneten Beamtenbeisitzerin-
nen und Beamtenbeisitzer zugrunde zu legen. Die obersten Dienst-
behörden und die in § 60 des Landesbeamtengesetzes genannten
Gewerkschaften und Berufsverbände können für die Aufnahme von
Beamtinnen und Beamten in die Liste Vorschläge machen. In der

Liste sind die Beamtinnen und Beamten gegliedert nach Verwal-
tungszweigen aufzuführen. Die Liste ist der Präsidentin oder dem
Präsidenten des Verwaltungsgerichts zuzusenden.

(4) Für die Aufstellung einer Vorschlagsliste von Beamtenbeisit-
zerinnen und Beamtenbeisitzern für den Senat für Disziplinarsachen
gilt Absatz 3 entsprechend.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Wahl der Beamtenbeisitze-
rinnen und Beamtenbeisitzer in der Disziplinargerichtsbarkeit des
Bundes entsprechend, Absatz 3 Satz 3 jedoch mit der Maßgabe, dass
die obersten Bundesbehörden und die Spitzenorganisationen der Ge-
werkschaften im Sinne des § 94 des Bundesbeamtengesetzes für die
Aufnahme von Beamtinnen und Beamten in die Liste Vorschläge
machen können.

Teil 5

Unterhaltsbeitrag, Unterhaltsleistung und Begnadigung

§ 44

Unterhaltsbeitrag bei Entfernung aus dem Beamtenverhältnis
oder bei Aberkennung des Ruhegehalts

(1) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 10 Abs. 3 oder § 12
Abs. 2 beginnt, soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt
ist, zum Zeitpunkt des Verlusts der Dienstbezüge oder des Ruhege-
halts.

(2) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 12 Abs. 2 steht
unter dem Vorbehalt der Rückforderung, wenn für denselben Zeit-
raum eine Rente auf Grund der Nachversicherung gewährt wird. Zur
Sicherung des Rückforderungsanspruchs hat die Ruhestandsbeamtin
oder der Ruhestandsbeamte eine entsprechende Abtretungserklä-
rung abzugeben.

(3) Das Gericht kann in der Entscheidung bestimmen, dass der
Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Personen gezahlt wird, zu
deren Unterhalt die Beamtin oder der Beamte oder die Ruhestands-
beamtin oder der Ruhestandsbeamte verpflichtet ist; nach Rechts-
kraft der Entscheidung kann dies die oberste Dienstbehörde bestim-
men.

(4) Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- und Erwerbs-
ersatzeinkommen im Sinne des § 18a Abs. 2 sowie Abs. 3 Satz 1 und
2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch angerechnet. Die frühere Be-
amtin oder der frühere Beamte oder die frühere Ruhestandsbeamtin
oder der frühere Ruhestandsbeamte ist verpflichtet, der obersten
Dienstbehörde alle Änderungen in ihren oder seinen Verhältnissen,
die für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags bedeutsam sein können,
unverzüglich anzuzeigen. Kommt sie oder er dieser Pflicht schuld-
haft nicht nach, kann ihr oder ihm der Unterhaltsbeitrag ganz oder
teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit entzogen werden. Die
Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde.

(5) Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn die
oder der Betroffene wieder in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder
Dienstverhältnis berufen wird.

§ 45

Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung von Straftaten

(1) Im Falle der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder der
Aberkennung des Ruhegehalts kann die zuletzt zuständige oberste
Dienstbehörde der ehemaligen Beamtin oder dem ehemaligen
Beamten oder der ehemaligen Ruhestandsbeamtin oder dem ehe-
maligen Ruhestandsbeamten, die oder der gegen das Verbot der
Annahme von Belohnungen oder Geschenken verstoßen hat, die
Gewährung einer monatlichen Unterhaltsleistung zusagen, wenn sie
oder er ihr oder sein Wissen über Tatsachen offenbart hat, deren
Kenntnis dazu beigetragen hat, Straftaten, insbesondere nach den
§§ 331 bis 335 des Strafgesetzbuches, zu verhindern oder über ihren
oder seinen eigenen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die Nachver-
sicherung ist durchzuführen.

(2) Die Unterhaltsleistung ist als Prozentsatz der Anwartschaft auf
eine Altersrente, die sich aus der Nachversicherung ergibt, oder einer
entsprechenden Leistung aus der berufsständischen Alterssicherung
mit folgenden Maßgaben festzusetzen:
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1. Die Unterhaltsleistung darf die Höhe der Rentenanwartschaft
aus der Nachversicherung nicht erreichen;

2. Unterhaltsleistung und Rentenanwartschaft aus der Nachversi-
cherung dürfen zusammen den Betrag nicht übersteigen, der sich
als Ruhegehalt nach § 14 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgeset-
zes ergäbe.

Die Höchstgrenzen nach Satz 1 gelten auch für die Zeit des Bezugs
der Unterhaltsleistung; an die Stelle der Rentenanwartschaft aus der
Nachversicherung tritt die anteilige Rente.

(3) Die Zahlung der Unterhaltsleistung an die frühere Beamtin
oder den früheren Beamten kann erst erfolgen, wenn diese oder die-
ser das 65. Lebensjahr vollendet hat oder eine Rente wegen Erwerbs-
oder Berufsunfähigkeit aus der gesetzlichen Rentenversicherung
oder eine entsprechende Leistung aus der berufsständischen Versor-
gung erhält.

(4) Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung erlischt bei erneutem
Eintritt in den öffentlichen Dienst sowie in den Fällen, die bei einer
Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhestandsbeamten das Erlöschen
der Versorgungsbezüge nach § 59 des Beamtenversorgungsgesetzes
zur Folge hätten. Die hinterbliebene Ehegattin oder der hinterblie-
bene Ehegatte erhält 60 Prozent der Unterhaltsleistung, wenn zum
Zeitpunkt der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis die Ehe be-
reits bestanden hatte.

§ 46

Begnadigung

(1) Dem Senat steht das Begnadigungsrecht in Disziplinarsachen
nach diesem Gesetz zu. Er kann es anderen Stellen übertragen.

(2) Wird die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder die Ab-
erkennung des Ruhegehalts im Gnadenweg aufgehoben, gilt § 85
Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes entsprechend.

Teil 6
Besondere Bestimmungen für einzelne Beamtengruppen
und für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte

§ 47

Beamtinnen und Beamte der Polizeibehörde,
des Justizdienstes sowie der für Bildung,

Jugend und Sport zuständigen Senatsverwaltung

Die obersten Dienstbehörden, die für die Beamtinnen und Be-
amten der Polizeibehörde, des Justizdienstes und der für Bildung,
Jugend und Sport zuständigen Senatsverwaltung zuständig sind,
bestimmen durch allgemeine Anordnung, welche Vorgesetzten als
Dienstvorgesetzte und als höhere Dienstvorgesetzte im Sinne dieses
Gesetzes gelten.

§ 48

Ausübung der Disziplinarbefugnisse
bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten

Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten werden die
Disziplinarbefugnisse von der vor Beginn des Ruhestands zuletzt zu-
ständigen obersten Dienstbehörde ausgeübt. Sie kann ihre Befugnis-
se durch allgemeine Anordnung ganz oder teilweise auf nachgeord-
nete Behörden übertragen; die Anordnung ist im Amtsblatt für Ber-
lin zu veröffentlichen. Besteht die oberste Dienstbehörde nicht mehr,
bestimmt die Senatsverwaltung für Inneres, welche Behörde zustän-
dig ist.

Teil 7
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 49

Übergangsbestimmungen

(1) Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Disziplinarverfahren
werden in der Lage, in der sie sich bei Inkrafttreten dieses Gesetzes
befinden, nach diesem Gesetz fortgeführt, soweit in den Absätzen 2
bis 8 nichts Abweichendes bestimmt ist. Maßnahmen, die nach bis-
herigem Recht getroffen worden sind, bleiben rechtswirksam.

(2) Die folgenden Disziplinarmaßnahmen nach bisherigem Recht
stehen folgenden Disziplinarmaßnahmen nach diesem Gesetz
gleich:

1. die Gehaltskürzung der Kürzung der Dienstbezüge, 

2. die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem
Endgrundgehalt der Zurückstufung und

3. die Entfernung aus dem Dienst der Entfernung aus dem Beam-
tenverhältnis.

(3) Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitete förmliche
Disziplinarverfahren werden nach bisherigem Recht fortgeführt. Für
die Anschuldigung und die Durchführung des gerichtlichen Verfah-
rens gilt ebenfalls das bisherige Recht.

(4) Statthaftigkeit, Frist und Form eines Rechtsbehelfs oder
Rechtsmittels gegen eine Entscheidung, die vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes ergangen ist, bestimmen sich nach bisherigem
Recht. Im weiteren Verfahren gelten ebenfalls die Bestimmungen
des bisherigen Rechts.

(5) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängigen gerichtlichen
Disziplinarverfahren werden nach den Bestimmungen des bisheri-
gen Rechts fortgeführt.

(6) Für die Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren, die vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtskräftig abgeschlossen wor-
den sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes.

(7) Die nach bisherigem Recht in einem Disziplinarverfahren er-
gangenen Entscheidungen sind nach bisherigem Recht zu vollstre-
cken, wenn sie unanfechtbar geworden sind.

(8) Die Frist für das Verwertungsverbot und ihre Berechnung für
die Disziplinarmaßnahmen, die vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes verhängt worden sind, bestimmen sich nach diesem Gesetz. Dies
gilt nicht, wenn die Frist und ihre Berechnung nach bisherigem
Recht für die Beamtin oder den Beamten günstiger ist.

§ 50

Verwaltungsvorschriften

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften erlässt die Senatsverwaltung für Inneres; die
Verwaltungsvorschriften sind im Amtsblatt für Berlin zu veröffent-
lichen.

Artikel II

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz in der Fassung vom 19. Mai 2003
(GVBl. S. 202), zuletzt geändert durch Artikel II § 2 des Gesetzes
vom 24. Juni 2004 (GVBl. S. 256), wird wie folgt geändert:

1. § 10a Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung:

„4. mit der Verhängung mindestens einer Kürzung der Dienst-
bezüge“.

2. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Eine Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn
nicht bekannt war, dass gegen den Ernannten in einem Diszipli-
narverfahren auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder
auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt worden war.“

3. In § 25 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „das förmliche“ durch
das Wort „ein“ ersetzt.

4. In § 36 Abs. 2 werden die Worte „eine disziplinarrechtliche Ver-
folgung“ durch die Worte „die Durchführung eines Disziplinar-
verfahrens“ ersetzt.

5. § 40 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Das Nähere über die Verfolgung von Dienstvergehen re-
gelt das Disziplinargesetz.“

6. In § 56e Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „die Tilgungsvorschrif-
ten des Disziplinarrechts keine Anwendung finden“ durch die
Worte „§ 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 3 und 4 Satz 1 des Dis-
ziplinargesetzes nicht anzuwenden ist“ ersetzt.

7. In § 56f Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe „§ 10 der Landes-
disziplinarordnung“ durch die Angabe „§ 1 in Verbindung mit
§ 10 des Disziplinargesetzes“ ersetzt.
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8. § 63 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis nach dem Diszipli-
nargesetz.“

9. § 67 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. ein Verhalten, das bei einem Beamten auf Lebenszeit
mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge zur Folge
hätte, oder“.

b) In Absatz 4 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Vor der Entlassung ist der Sachverhalt aufzuklären; die für
die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behörde führt
die Ermittlungen nach den Bestimmungen des Disziplinarge-
setzes durch.“

10. In § 86 Abs. 2 wird das Wort „Dienst“ jeweils durch das Wort
„Beamtenverhältnis“ ersetzt.

11. § 89 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Sie scheiden aus ihrem Amt als Mitglied des Landesperso-
nalausschusses außer durch Zeitablauf nur unter den gleichen
Voraussetzungen aus, unter denen der Beamtenbeisitzer einer
Kammer für Disziplinarsachen nach dem Disziplinargesetz
vom Amt zu entbinden ist; § 25 findet keine Anwendung.“

b) Satz 3 wird aufgehoben.

Artikel III

Änderung der Mutterschutzverordnung

In § 10 Abs. 2 der Mutterschutzverordnung in der Fassung vom
3. November 1999 (GVBl. S. 665), die durch Artikel XI der Verord-
nung vom 29. Mai 2001 (GVBl. S. 165) geändert worden ist, werden
die Worte „des förmlichen“ durch das Wort „eines“ und das Wort
„Dienst“ durch das Wort „Beamtenverhältnis“ ersetzt.

Artikel IV

Änderung des Personalvertretungsgesetzes

Das Personalvertretungsgesetz in der Fassung vom 14. Juli 1994
(GVBl. S. 337, 1995 S. 24), zuletzt geändert durch Artikel I des Ge-
setzes vom 29. Juni 2004 (GVBl. S. 261), wird wie folgt geändert:

1. § 87 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 8 wird aufgehoben.

b) Die bisherige Nummer 9 wird die neue Nummer 8.

2. In § 90 Nr. 8 werden die Worte „Einleitung des förmlichen Dis-
ziplinarverfahrens“ durch die Worte „Erhebung der Disziplinar-
klage“ ersetzt.

Artikel V

Änderung der Verordnung über den Beruf
des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs

In § 3 Nr. 3 der Verordnung über den Beruf des Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurs vom 31. März 1987 (GVBl. S. 1333),
die durch Verordnung vom 15. August 2001 (GVBl. S. 486) ge-
ändert worden ist, wird das Wort „Dienst“ jeweils durch das Wort
„Beamtenverhältnis“ ersetzt.

Artikel VI

Änderung des Berliner Richtergesetzes

Das Berliner Richtergesetz in der Fassung vom 27. April 1970
(GVBl. S. 642, 1638), zuletzt geändert durch Artikel II § 5 des Ge-
setzes vom 24. Juni 2004 (GVBl. S. 256), wird wie folgt geändert:

1. In § 42 Satz 1 wird das Wort „förmliches“ durch das Wort „ge-
richtliches“ ersetzt.

2. In § 43 Satz 1 wird das Wort „förmlichen“ durch das Wort „ge-
richtlichen“ ersetzt.

3. § 50 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Anwendung des Disziplinargesetzes“.

b) In Satz 1 werden die Worte „der Landesdisziplinarordnung“
durch die Worte „des Disziplinargesetzes“ ersetzt.

c) Satz 2 wird aufgehoben.
d) Der bisherige Satz 3 wird der neue Satz 2.

4. Die §§ 52 und 53 erhalten folgende Fassung:

„§ 52
Entscheidung des Dienstgerichts

(1) Das Dienstgericht entscheidet über die vorläufige Dienst-
enthebung, die Einbehaltung von Dienstbezügen sowie über die
Aufhebung dieser Maßnahmen durch Beschluss. Gegen die Ent-
scheidung des Dienstgerichts ist die Beschwerde zulässig.

(2) An Stelle des Dienstgerichts entscheidet, wenn bereits ein
noch nicht rechtskräftiges Urteil des Dienstgerichts vorliegt, der
Dienstgerichtshof.

§ 53
Betreuer und Pfleger

Zum Betreuer oder zum Pfleger kann nur ein Richter bestellt
werden.“

5. In § 54 Abs. 2 wird das Wort „förmlichen“ durch das Wort „ge-
richtlichen“ ersetzt.

6. § 55 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird das Wort „förmlichen“ durch das Wort „ge-

richtlichen“ ersetzt.
b) In Satz 4 werden die Worte „der Landesdisziplinarordnung“

durch die Worte „des Disziplinargesetzes“ ersetzt.

Artikel VII
Änderung des Gesetzes zur Ausführung

der Verwaltungsgerichtsordnung

§ 3 des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung
in der Fassung vom 22. Februar 1977 (GVBl. S. 557), die zuletzt
durch Artikel II des Gesetzes vom 8. April 2004 (GVBl. S. 175) ge-
ändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel VIII
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 1
Übergangsbestimmungen

Die ersten Wahlen der Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisit-
zer nach § 43 des Disziplinargesetzes werden mit Wirkung zum
1. Januar 2006 durchgeführt. Bis zu diesem Zeitpunkt bleiben die
Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisitzer im Amt, die nach bis-
herigem Recht von dem zur Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen
und Richter bestellten Ausschuss (§ 26 der Verwaltungsgerichtsord-
nung) auf vier Jahre gewählt worden sind oder gewählt werden.

§ 2
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf den Artikeln III und V beruhenden Teile der dort geänder-
ten Rechtsverordnungen können auf Grund der jeweils einschlägi-
gen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung geändert werden.

§ 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Verkündung im
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin folgenden Kalendermonats
in Kraft.

(2) § 125 der Landesdisziplinarordnung in der Fassung vom
1. März 1979 (GVBl. S. 546), die zuletzt durch Artikel I § 8 des
Gesetzes vom 15. Oktober 2001 (GVBl. S. 540) geändert worden ist,
gilt auch nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer Kraft:
1. die Landesdisziplinarordnung in der Fassung vom 1. März 1979

(GVBl. S. 546), zuletzt geändert durch Artikel I § 8 des Gesetzes
vom 15. Oktober 2001 (GVBl. S. 540),
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2. das Gesetz zur Ergänzung des Dienststrafrechts für Beamte vom
24. Mai 1956 (GVBl. S. 537), zuletzt geändert durch § 3 Abs. 1
des Gesetzes vom 15. Dezember 1965 (GVBl. S. 1955) in Ver-
bindung mit den §§ 1 und 2 Abs. 1 des Gesetzes vom
19. Februar 1970 (GVBl. S. 426),

3. das Gesetz zur Wahl der Beamtenbeisitzer und zur Besetzung der
Spruchkörper in der Disziplinargerichtsbarkeit vom 8. Oktober
2001 (GVBl. S. 532). Für die Dauer der am 1. Januar 2002
begonnenen Amtszeit der Beamtenbeisitzerinnen und Beamten-
beisitzer finden für die Wahl der Beamtenbeisitzerinnen und
Beamtenbeisitzer die Vorschriften des Gesetzes zur Wahl der
Beamtenbeisitzer und zur Besetzung der Spruchkörper in der
Disziplinargerichtsbarkeit vom 8. Oktober 2001 (GVBl. S. 532)
weiterhin Anwendung.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans X-19-2
im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Wannsee

Vom 22. Juni 2004

Auf Grund des § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I.
S. 2850/2852), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AG BauGB) in der
Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan X-19-2 vom 31. Juli 2002 für Gelände zwi-

schen der Straße Am Großen Wannsee, der Conradstraße, der Kai-
serstraße, der Straße zum Löwen und der östlichen Grenze des
Grundstücks Straße zum Löwen 18 C sowie der östlichen Grenze des
Grundstücks Am Großen Wannsee 11 im Bezirk Steglitz-Zehlen-
dorf, Ortsteil Wannsee, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den
durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplanes X-19
im Bezirk Zehlendorf, Ortsteil Wannsee vom 5. September 1963
(GVBl. S. 868) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Steglitz-

Zehlendorf von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtplanung und Natur-
schutz, Bauordnungsamt – Fachbereich Vermessung –, beglaubigte
Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt
Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtplanung und
Naturschutz, Bauordnungsamt – Fachbereiche Stadtplanung und Bau-
aufsicht –, während der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1. eine Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften, die in

§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuchs bezeichnet
oder die im Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthal-
ten sind, innerhalb eines Jahres,

2. Mängel der Abwägung innerhalb von sieben Jahren
seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber dem Be-
zirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin geltend machen; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzu-
legen. Nach § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuchs und nach § 32 Abs. 2
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs ist die Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften sowie des Abwägungsgebots
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen unbeachtlich.

(2)  Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 22. Juni 2004

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin

W e b e r S t ä g l i n

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Sechste Verordnung
zur Änderung der Vergabeverordnung

Vom 28. Juni 2004

Auf Grund des § 10 Nr. 1 des Berliner Hochschulzulassungsgeset-
zes vom 29. Mai 2000 (GVBl. S. 327) in Verbindung mit Artikel 16
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 6 des Staatsvertrages über die Vergabe von Stu-
dienplätzen vom 24. Juni 1999 (GVBl. 2000 S. 330) wird verordnet:

Artikel I
Die Vergabeverordnung vom 4. August 2000 (GVBl. S. 401), die

zuletzt durch Verordnung vom 8. Januar 2004 (GVBl. S. 14) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 7 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„Die von der jährlichen Aufnahmekapazität auf die Quote nach
Satz 1 entfallenden Studienplätze können zu einem Zulassungs-
termin (Wintersemester oder Sommersemester) vergeben wer-
den; § 2 Nr. 1 bleibt unberührt.“

2. § 12 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:
„Die von der jährlichen Aufnahmekapazität auf die Quote nach
Satz 1 entfallenden Studienplätze können zu einem Zulassungs-
termin (Wintersemester oder Sommersemester) vergeben wer-
den; § 2 Nr. 1 bleibt unberührt.“

3. In § 17 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „wenn damit vor
dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung ein berufs-
qualifizierender Abschluss außerhalb der Hochschule erlangt
worden ist“ durch die Wörter „wenn die Hochschulzugangs-
berechtigung vor dem 16. Juli 2007 erworben worden und vor
ihrem Erwerb ein berufsqualifizierender Abschluss außerhalb
der Hochschule erlangt worden ist“ ersetzt.

4. In Anlage 3 Abs. 12 Satz 2 wird die Angabe „14. Februar 1996“
durch die Angabe „11. Dezember 2002“ ersetzt.

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie gilt erstmals für das
Vergabeverfahren zum Wintersemester 2004/2005.

Berlin, den 28. Juni 2004

Senatsverwaltung für Wissenschaft, Forschung und Kultur

Dr. T h o m a s  F l i e r l
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